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Stellungnahme der FMA zum Entwurf für ein Bundesgesetz, mit dem das Unter-
nehmensgesetzbuch, das Aktiengesetz, das GmbH-Gesetz, das Genossenschafts-
gesetz, das Genossenschaftsrevisionsgesetz, das Privatstiftungsgesetz, das SE-Gesetz, 
das Vereinsgesetz und das Einkommensteuergesetz 1988 geändert werden 
(Rechnungslegungs-Änderungsgesetz 2014, RÄG 2014), BMJ-Z10.075/0008-I 7/2014 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die FMA begrüßt den vorliegenden Gesetzesentwurf zur rechtzeitigen Umsetzung der 

Europäischen Bilanzrichtlinie (Richtlinie 2013/34/EU, ABl L 182/55), insbesondere die 

Maßnahmen zur Annäherung der Unternehmensbilanz an die Steuerbilanz (Stichwort 

„Einheitsbilanz“).  

Zu einzelnen Bestimmungen des Entwurfs möchten wir wie folgt näher eingehen: 

I. Zur Definition des Begriffs „beizulegender Wert“ – § 189a Z 3 UGB-E 

Wir begrüßen die in § 189a Z 3 UGB-E aufgenommene Definition des „beizulegenden Wertes“, 

der zufolge im Einklang mit dem Steuerrecht nunmehr jener Betrag gemeint ist, den der 

Erwerber eines Unternehmens ansetzen würde. Diese Definition ist betriebswirtschaftlich 

sinnvoll und gewährleistet ein getreues Bild der Vermögenslage im Sinne der 

Rechenschaftsfunktion. Die Wirtschaftlichkeit eines Unternehmens kann stets nur im Vergleich 

zu anderen Unternehmen beurteilt werden, nachdem es sonst keine objektiven Benchmarks 

für die Beurteilung des Nutzens im Unternehmen bei einer Going Concern-Betrachtung gibt. 

II. Zur Definition des „beizulegenden Zeitwerts“ für Finanzinstrumente – § 189a Z 4 

UGB-E 

Weiters begrüßen wir die in § 189a Z 4 UGB-E aufgenommene Begriffsbestimmung des 

„beizulegenden Zeitwert“ für Finanzinstrumente, mit welcher die bisherigen Auslegungen der 

FMA und des „Austrian Financial Reporting and Auditing Committee“ (AFRAC) unterstützt und 

die Verlässlichkeit und Vergleichbarkeit deutlich verbessert werden. Zudem profitiert die 

prudentielle Aufsicht über Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen, Wertpapierfirmen, 

Pensions- und Vorsorgekassen hiervon, welche in Österreich im Wesentlichen auf den 
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Bewertungsbestimmungen des UGB beruht. Durch diese Begriffsbestimmung wird die 

Zuverlässigkeit des risikotragenden Eigenkapitals wesentlich verstärkt, was sich auf die 

Stabilität des Finanzmarkts und das Vertrauen der Bevölkerung in ihre private 

Pensionsvorsorge günstig auswirken wird. Ferner werden damit Wettbewerbsverzerrungen im 

Rahmen der prudentiellen Aufsicht vermieden, zumal Behörden anderer Mitgliedstaaten 

ebenfalls den beizulegenden Zeitwert als Maßstab für die Abschreibung von 

Finanzinstrumenten heranziehen. 

III. Zu den Offenlegungsbestimmungen für Privatstiftungen – § 18 PSG-E 

Schließlich begrüßt die FMA die Offenlegungsbestimmungen für Privatstiftungen, die einen 

Konzernabschluss aufstellen. Konsolidierte Finanzinformationen sollten, wenn möglich, stets 

an der Konzernspitze ermittelt und veröffentlicht werden, zumal gerade an dieser Stelle 

gruppeninterne Transaktionen zwischen einer Privatstiftung an der Spitze und dem 

darunterliegenden Teilkonzern das Bild des Gesamtkonzerns wesentlich verändern können. 

Durch gruppeninterne Transaktionen kann nämlich eine bewusste Ergebnissteuerung 

betrieben werden, insbesondere durch Management- und Lizenzverträge oder gruppeninterne 

Fremdfinanzierung. Zudem kann das Eigen- oder Fremdkapital der Stiftung umgewandelt und 

in der jeweils anderen Form dem Teilkonzern zur Verfügung gestellt werden; damit wären das 

Ergebnis und die Eigenkapitalquote des Teilkonzerns für die wirtschaftliche Lage des 

Gesamtkonzerns nicht repräsentativ. 

Diese Stellungnahme wurde auch an die Präsidentin des Nationalrates 

(begutachtungsverfahren@parlament.gv.at) übermittelt. 
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Datum/Zeit-UTC 2014-10-16T14:58:41Z                                               
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Prüfinformation Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur finden Sie unter:
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Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert. Auch ein Ausdruck dieses Dokuments hat gemäß §
20 E-Government-Gesetz die Beweiskraft einer öffentlichen Urkunde.
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